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Anhang 4 

Frauenförderungsplan der 
WU (Wirtschaftsuniversität Wien) 

 
 

Präambel 
 
 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist gemäß Univer-
sitätsgesetz 2002 (UG) Ziel der Universitäten und gehört zu 
deren leitenden Grundsätzen und Aufgaben. 
Gemäß UG haben die Organe der Universität darauf hinzuwir-
ken, dass in allen universitären Arbeitsbereichen ein ausge-
wogenes Zahlenverhältnis zwischen den an der Universität tä-

tigen Frauen und Männern erreicht wird. 
Die WU trägt im Rahmen ihrer leitenden Prinzipien, der Aus- 
und Weiterbildung von Führungskräften in Wirtschaft und Ge-
sellschaft und bei der Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, zur Bewältigung der gesellschaftlichen Herausforde-

rungen in einer sich wandelnden humanen und geschlechter-
gerechten Gesellschaft bei. 

Die WU bekennt sich grundsätzlich und uneingeschränkt zur 
Gleichbehandlung ohne Unterschied des Geschlechts, der eth-
nischen Zugehörigkeit, der Religion oder der Weltanschauung, 
des Alters, der Behinderung oder sexuellen Orientierung. Die 
Schaffung von positiven sowie karrierefördernden Arbeitsbe-
dingungen für Frauen ist zentrales Anliegen der WU, damit die 
Kompetenzen von Frauen in wissenschaftlichen, beruflichen 

und gesellschaftlichen Zusammenhängen verstärkt wirksam 
werden. Gleichstellung und Frauenförderung gelten als we-
sentliche Ziele im Personalmanagement und der Personalpoli-
tik, in Forschung und Lehre sowie für die Verteilung der Res-
sourcen. Die Verfolgung dieser Grundsätze und Ziele ist eine 
gemeinsame Aufgabe aller Universitätsangehörigen und ins-

besondere eine Verpflichtung für Personen in leitenden Funk-
tionen.  

 
Die WU setzt zusätzlich zu ihrem Bemühen um Erreichung der 
gesetzlichen Frauenquote von 50 Prozent Initiativen zur Über-
windung von geschlechterstereotypen Vorurteilen im Arbeits- 
und Studienalltag, vor allem im Rahmen von Personalaufnah-

meverfahren, bei der Besetzung von Leitungsfunktionen und 
im Umgang mit Studierenden. 

 
Zur Frauenförderung und Gleichstellung der Geschlechter ge-
hört auch die Förderung der Studentinnen als potenzielle 
künftige Wissenschafterinnen. Forschung und Lehre sollen in 
Zukunft gleichberechtigt von Frauen und Männern gestaltet 

und getragen werden. Studentinnen sollen durch weibliche 
Rollenvorbilder zu einer wissenschaftlichen Karriere motiviert 
werden. Die WU setzt sich aktiv dafür ein, dass Studien- und 
Arbeitsbedingungen Frauen und Männern die gleichen Mög-
lichkeiten zu wissenschaftlichem Forschen und Lehren sowie 

zu kontinuierlicher Weiterbildung bieten. 

 
Sexuelle bzw. geschlechtsbezogene Belästigung und Mobbing 
werden an der WU nicht toleriert und ziehen rechtliche Kon-
sequenzen nach sich. 
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Teil A. Allgemeine Bestimmungen 
 

 
I. Abschnitt: Allgemeines 

 

Rechtliche Grundlagen und leitende Grundsätze bzw. 
Aufgaben der WU 

 
§ 1. (1) Die rechtlichen Grundlagen des Frauenförderungs-
plans finden sich in der österreichischen Bundesverfassung 
(unter anderem Art. 7 B-VG), in den §§ 11a und 41 Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz, in den §§ 19 Abs 2 Z 6 und den §§ 

41-44 ff Universitätsgesetz 2002 und in der Satzung der WU. 
 (2) Die leitenden Grundsätze ergeben sich aus den Best-
immungen des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes (BGBl 
100/1993 idgF im Folgenden kurz B-GlBG), insbesondere aus 
dem allgemeinen Frauenförderungsgebot (§ 11 Abs 1 B-
GlBG), aus der sinngemäßen Anwendung des Förderungsge-

bots bei der Aufnahme in den Bundesdienst (§ 11b B-GlBG), 

dem Förderungsgebot beim beruflichen Aufstieg (§ 11c B-
GlBG), dem Förderungsgebot bei der Aus- und Weiterbildung 
(§ 11d B-GlBG) sowie aus § 2 Z 9, 10 Universitätsgesetz 2002, 
die Aufgaben der Universität aus § 3 Z 4 und 9 Universitäts-
gesetz 2002. 

 

Anwendungsbereich 
 

§ 2. Der Frauenförderungsplan gilt für alle Angehörigen der 
WU gemäß § 94 Universitätsgesetz 2002. 

 
Ziele des Frauenförderungsplans 

 

§ 3. Durch die Umsetzung des Frauenförderungsplans verfolgt 
die WU insbesondere folgende strategische und operative 
Ziele: 
 

1. Chancengleichheit 
Frauen sind in allen Organisationseinheiten2, auf allen Hierar-

chieebenen und in allen Funktionen und Tätigkeiten als gleich-
berechtigte Partnerinnen anzuerkennen. Es sind Rahmenbe-
dingungen zu schaffen und zu erhalten, die Frauen den Zu-
gang zu allen universitären Tätigkeitsbereichen ermöglichen. 
 
2. Gender Mainstreaming (§ 4) 
Die WU wendet den Grundsatz des Gender Mainstreaming in 

allen Planungs- und Entscheidungsprozessen an, d.h. diese 
auf ihre möglichen geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu 
überprüfen und so zu gestalten, dass diese auch einen Bei-
trag zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern leisten.  
 
3. Frauenförderung 

Angestrebt wird die Förderung der Leistungen von Frauen in 
Wissenschaft und Lehre an der WU sowie Frauen des allge-

meinen Personals. Für die Förderung von Frauen als wissen-
schaftliche Nachwuchskräfte und für die Förderung von Frauen 
im administrativen Bereich der WU bietet die WU besondere 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen. Der Förderung weibli-

cher Studierender widmet die WU besonderes Augenmerk. 
 

                                                 
2 Als Organisationseinheit gelten im wissenschaftlichen Bereich Departments, Forschungsinstitute, Kompetenz-

zentren und die Executive Academy, im nichtwissenschaftlichen Bereich Dienstleistungseinrichtungen und Ver-

waltungsabteilungen. 
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4. Beseitigung der Unterrepräsentation (§ 6) 
Bestehende Unterrepräsentation von an der WU beschäftigten 

Frauen in allen Organisationseinheiten, auf allen Hierarchie-
ebenen und in allen Funktionen und Tätigkeiten ist zu beseiti-
gen. 

 
5. Frauen- und Geschlechterforschung 
Frauen- und Geschlechterforschung sind verstärkt in For-
schung und Lehre an der WU zu integrieren. 
 
6. Arbeitsumfeld 
Zur Schaffung eines menschenwürdigen und lebenswerten 

und somit diskriminierungsfreien Arbeitsumfeldes für alle an 
der WU tätigen Personen sollen die Vereinbarkeit von Stu-
dium/Beruf mit familiären Verpflichtungen sowie der Schutz 
der Würde am Arbeitsplatz, insbesondere (auch präventives) 
Vorgehen gegen sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und 
Mobbing sichergestellt werden. 

 

7. Kommunikation und Information 
Die interne Information und Kommunikation zum Thema 
Gleichstellung ist als wesentliche Voraussetzung für die aktive 
Umsetzung dieser Inhalte durch alle an der WU tätigen Perso-
nen sicherzustellen und zu verbessern. Die WU sorgt für einen 
Leitfaden zum geschlechtergerechten Sprachgebrauch. Um 

Leistungen von Frauen in Forschung und Lehre in internen und 
externen Informations- und Kommunikationsprozessen sicht-
bar zu machen, werden besondere Aktivitäten gesetzt. 
 
8. Infrastruktur 
Eine adäquate Infrastruktur zur Verwirklichung der Gleichstel-
lung und Frauenförderung ist sicherzustellen. 

 
Gender Mainstreaming 

 
§ 4.  (1) In sämtliche universitäre Entscheidungsprozesse ist 

die Perspektive der Geschlechterverhältnisse einzubeziehen, 
alle Entscheidungsprozesse sind für die Erreichung der Gleich-

stellung der Geschlechter nutzbar zu machen. 
 (2) Um eine konsequente Umsetzung des Grundsatzes 
des Gender Mainstreaming in allen Entscheidungsprozessen 
und bei der Planung aller Maßnahmen zu gewährleisten, greift 
die WU u. a. auf das Expertinnen- und Expertenwissen im Ar-
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen und in der gemäß § 19 
Abs 2 Z 7 Universitätsgesetz 2002 eingerichteten Stelle zur 

Koordination der Aufgaben der Gleichstellung und Frauenför-
derung zurück und bindet diese beiden Einrichtungen dabei 
aktiv ein. 
 (3) Das Rektorat sorgt für die regelmäßige Abhaltung 
von Informations-und Weiterbildungsveranstaltungen zum 
Thema Gender Mainstreaming sowie Gleichstellung, insbeson-
dere für Führungskräfte. 

 
§ 5. (1) Zur Umsetzung des Gender Mainstreaming sind die 

Ziele der Gleichstellung und Frauenförderung unter anderem 
bei den folgenden Punkten einzubeziehen: 
 1.der Erstellung des Entwurfs einer Satzung (§ 22 Abs 

1 Z 1 Universitätsgesetz 2002), der Erlassung oder 

Änderung einer Satzung (§§ 19 Abs 1 und 25 Abs 1 Z 
1 Universitätsgesetz 2002); 

 2.der Erstellung (§§ 22 Abs 1 Z 2, 98 Abs 1 Universi-
tätsgesetz 2002) und Zustimmung zum Entwicklungs-
plan (§ 25 Abs 1 Z 2) und dessen Genehmigung (§ 21 
Abs 1 Z 1 Universitätsgesetz 2002); 
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 3.der Erstellung (§ 22 Abs 1 Z 4 Universitätsgesetz 
2002), und Genehmigung (§ 21 Abs 1 Z 1 Universi-

tätsgesetz 2002) eines Entwurfs der Leistungsverein-
barung sowie deren Verhandlung und Abschluss (§ 23 
Abs 1 Z 4 Universitätsgesetz 2002); 

  4. der Erstellung (§ 22 Abs 1 Z 15 UG) und Geneh-
migung (§ 21 Abs 1 Z 9 UG) der Wissensbilanz (§ 13 
Abs 6 UG). 

 (2) Auch bei allen Zielvereinbarungen (§§ 21 Abs 1 Z 4, 
22 Abs 1 Z 6 UG) sind die Ziele der Gleichstellung und Frau-
enförderung einzubeziehen. 
 (3) Bei der Erlassung von Richtlinien für die Tätigkeit 

von Kollegialorganen gemäß § 25 Abs 1 Z 15 Universitätsge-
setz 2002 durch den Senat ist ebenfalls auf die Grundsätze 
von Gender Mainstreaming und Gleichstellung der Geschlech-
ter zu achten. 
 

Unterrepräsentation 

 

§ 6. Frauen gelten als unterrepräsentiert, wenn ihr Anteil an 
der Gesamtzahl der an der Universität Beschäftigten auf einer 
Hierarchieebene, innerhalb einer personalrechtlichen Katego-
rie, innerhalb der jeweiligen Organisationseinheit weniger als 
50 % beträgt. 
 

Frauenförderungsgebot 
 

§ 7. (1) Ziel des Frauenförderungsplans ist es, den Anteil der 
weiblichen Beschäftigten in allen Organisationseinheiten, auf 
allen Hierarchieebenen und in allen Funktionen und Tätigkei-
ten an der WU sowohl in befristeten als auch in unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnissen und in Ausbildungsverhältnissen 

auf mindestens 50 % zu erhöhen, dies unabhängig von der 
Dauer ihres Beschäftigungsverhältnisses. Alle Maßnahmen, 
die direkt oder indirekt auf die Frauenquote Einfluss nehmen, 
sind an diesem Ziel auszurichten. Maßnahmen der Frauenför-

derung sind in die Personalplanung und die Personalentwick-
lung zu integrieren. Die Dringlichkeit der Förderung von 

Frauen bestimmt sich nach dem Ausmaß der Unterrepräsen-
tation. 
 (2) Vorrangige Aufnahme in den Bundesdienst (§ 11b 
B-GlBG): 

1. Bewerberinnen, die für die angestrebte Planstelle 
gleich geeignet sind wie der bestgeeignete Mitbewer-
ber, sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers 

liegende Gründe überwiegen, entsprechend den Vorga-
ben des Frauenförderungsplanes solange vorrangig 
aufzunehmen, bis der Anteil der Frauen an der Gesamt-
zahl der dauernd Beschäftigten 1. in der betreffenden 
Besoldungsgruppe, im betreffenden Entlohnungs-
schema oder in der betreffenden Verwendungs- oder 
Entlohnungsgruppe oder 2. – wenn eine Unterteilung in 

Funktionsgruppen (einschließlich Grundlaufbahn), Ge-
haltsgruppen oder Bewertungsgruppen besteht – in der 

betreffenden Gruppe im Wirkungsbereich der jeweili-
gen Dienstbehörde mindestens 50 % beträgt. Steht ei-
ner Verwendungsgruppe eine entsprechende Entloh-
nungsgruppe gegenüber, ist diese in den Vergleich mit-

einzubeziehen. Verwendungen gemäß § 1 Abs. 2 sind 
dabei nicht zu berücksichtigen. 
2. Die in der Person eines Mitbewerbers liegenden 
Gründe gemäß Abs. 1 dürfen gegenüber Bewerberin-
nen keine unmittelbar oder mittelbar diskriminierende 
Wirkung haben. 
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 (3) Vorrang beim beruflichen Aufstieg ( § 11c B-GlBG): 
Bewerberinnen, die für die angestrebte hervorgehobene Ver-

wendung (Funktion) gleich geeignet sind wie der bestgeeig-
nete Mitbewerber, sind, sofern nicht in der Person eines Mit-
bewerbers liegende Gründe überwiegen, entsprechend den 

Vorgaben des Frauenförderungsplanes solange vorrangig zu 
bestellen, bis der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der 
dauernd Beschäftigten 1. in der betreffenden Funktionsgruppe 
(einschließlich Grundlaufbahn), Gehaltsgruppe oder Bewer-
tungsgruppe oder 2. in den sonstigen hervorgehobenen Ver-
wendungen (Funktionen), welche auf die betreffende, nicht 
unterteilte Kategorie nach § 11 Abs. 2 Z 1 entfallen, im Wir-

kungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde 50 % beträgt. § 
11 Abs. 2 zweiter und dritter Satz und § 11b Abs. 2 sind an-
zuwenden. Verwendungen (Funktionen) gemäß § 1 Abs. 2 
sind dabei nicht zu berücksichtigen. 
 (4) Vorrang bei der Aus- und Weiterbildung (§ 11d B-
GlBG): Frauen sind zur Teilnahme an Aus- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen, die zur Übernahme höherwertiger Ver-

wendungen (Funktionen) qualifizieren, entsprechend den Vor-
gaben des Frauenförderungsplanes vorrangig zuzulassen. 
 (5) Alle Universitätsangehörigen und insbesondere Lei-
tungsorgane sind verpflichtet, innerhalb ihres Wirkungsberei-
ches das Frauenförderungsgebot zu berücksichtigen. 
 

Benachteiligungsverbot 
 
§ 8. (1) Die jeweilige Vertreterin oder der jeweilige Vertreter 
der WU wirkt im Dachverband der Universitäten aktiv darauf 
hin, dass die Kollektivverträge keine geschlechterdiskriminie-
rende Wirkung nach sich ziehen. 
 (2) Weibliche Beschäftigte dürfen bei der Festsetzung 

des Entgelts im Individualarbeitsvertrag weder mittelbar noch 
unmittelbar diskriminiert werden. Dasselbe gilt für allfällige 
Zulagen, Beiträge und sonstige geldwerte Leistungen. 
 

Öffentlichkeitsarbeit 
 

§ 9. Frauenspezifische und gleichstellungsrelevante Themen 
sind als wesentliche Merkmale des Universitätsprofils in der 
Öffentlichkeitsarbeit der WU angemessen zu präsentieren. 
 

Information über einschlägige Rechtsvorschriften 
 

§ 10. Dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen sind alle 

im Rektorat eingelangten, für Gleichbehandlungs- und Frau-
enförderungsangelegenheiten relevanten und aktuellen Infor-
mationen und Rechtsvorschriften zur Gleichstellung zu über-
mitteln. 
 

 
Allgemeine Informationen 

 
§ 11. (1) Auf der Homepage der WU werden Informationen zu 

allen Einrichtungen, die mit den Themen Gleichstellung, Frau-
enförderung, Antidiskriminierung, Mobbing, Frauenförde-
rungsplan, Gender und Diversität in Organisationen und der-
gleichen befasst sind, bereitgestellt (z. B.: AKG, Women in 

Science, gemäß § 19 Abs 2 Z 7 Universitätsgesetz 2002 ein-
gerichtete Stelle).  
 (2) Den Studierenden werden im Rahmen des Zulas-
sungsverfahrens (§§ 60 ff Universitätsgesetz 2002) Informa-
tionen zu folgenden Themen zur Verfügung gestellt: Mit 
Gleichbehandlung und Frauenförderung befasste Gremien und 
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Einrichtungen, Anlaufstellen bei sexueller Belästigung und 
Mobbing, Ombudsstelle für Studierende.  

 (3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten bei 
Dienstantritt von der Personalabteilung bzw. deren funktiona-
ler Nachfolgeeinrichtung der WU Informationen zu den Ein-

richtungen der Gleichstellung und Frauenförderung. Infor-
miert wird auch über die an der WU eingerichteten Anlaufstel-
len bei sexueller Belästigung und Mobbing. 
 (4) Beim Traineeprogramm für neue Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden diese über Einrichtung und Aufgaben 
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sowie über 
weitere Einrichtungen und Maßnahmen zur Gleichstellung und 

Frauenförderung an der WU informiert. Informiert wird auch 
über die an der WU eingerichteten Anlaufstellen bei sexueller 
Belästigung und Mobbing. 
 

Gebrauch einer geschlechtergerechten Sprache 
 

§ 12. (1) Alle Angehörigen der WU bedienen sich grundsätz-

lich einer geschlechtergerechten Sprache. Ferner sind in offi-
ziellen Schriftstücken der Universität entweder explizit die 
weibliche und männliche Form oder geschlechtsneutrale Be-
zeichnungen zu verwenden. 
 (2) Die Formulierung von Generalklauseln, in denen z.B. 
zu Beginn, am Ende oder in Fußnoten eines Textes festgehal-

ten wird, dass die gewählten personenbezogenen Bezeichnun-
gen für beide Geschlechter gelten, sind unzulässig. 
 (3) Organ- und Funktionsbezeichnungen sind so zu 
wählen, dass das Geschlecht der jeweiligen Person eindeutig 
erkennbar ist. 

 
II. Abschnitt: Erhebungspflichten 

 
Erhebung der Frauenquote 

 
§ 13. (1) Die Frauenquoten sind jährlich zu erheben und in 

Abständen von jeweils einem Jahr zu aktualisieren. Der Be-
richtszeitraum ist das Kalenderjahr, Stichtag ist der 31. De-

zember eines Kalenderjahrs. Der Ist-Zustand wird erhoben, 
dokumentiert und veröffentlicht, wobei insbesondere auf den 
Frauenanteil unter den Beschäftigten und Studierenden sowie 
auf die Karriere- und Studienverläufe Bedacht zu nehmen ist. 
 (2) Wissenschaftliches Universitätspersonal: 
Der Frauenanteil ist für die Universität insgesamt und für alle 
Organisationseinheiten gesondert nach Beschäftigtenkatego-

rien zu erheben und auszuweisen. In der Personengruppe des 
wissenschaftlichen Personals ist der Frauenanteil getrennt 
nach befristet und unbefristet Beschäftigten sowie Voll- und 
Teilzeitbeschäftigten zu ermitteln. Der Anteil der Habilitierten 
ist ebenfalls nach Beschäftigtenkategorien auszuweisen. 
 (3) Allgemeines Universitätspersonal: 
In der Personengruppe der allgemeinen Universitätsbediens-

teten ist der Frauenanteil getrennt nach befristet und unbe-
fristet Beschäftigten 

 - für das beim Ende des Implementierungszeitraums 
des Universitätsgesetzes 2002 vorhandene und 
übergeleitete Bundespersonal aufgeschlüsselt in alle 
zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Personalkatego-

rien, 
 - für das ab dem 01.01.2004 aufgenommene Perso-

nal im Arbeitsverhältnis zur Universität aufgeschlüs-
selt nach den Verwendungsgruppen des Kollektiv-
vertrags für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer der Universitäten für die Organisationseinhei-
ten zu ermitteln. 
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 (4) Der Frauenanteil der dadurch nicht erfassten Be-
schäftigten (z. B. freie Dienstnehmerinnen bzw. freie Dienst-

nehmer) ist nach der Gesamtzahl der verbleibenden Beschäf-
tigten dieser Personengruppe an der WU zu ermitteln, ge-
trennt nach wissenschaftlichem und allgemeinem Universi-

tätspersonal.  
 (5) WU-Studierende – Absolventinnen und Absolventen: 
Der Frauenanteil an den Studierenden der Universität der ein-
zelnen Studienrichtungen ist nach folgenden Kategorien zu er-
mitteln: 
 - Studienanfängerinnen und Studienanfänger 
 - Abschlüsse (Erstabschlüsse, Zweitabschlüsse) 

Nach Maßgabe der Verfügbarkeit sind die folgenden Daten ge-
trennt für Männer und Frauen und für die einzelnen Studien-
abschnitte auszuweisen: 
 - Studierende in Bachelor-, Master-, Doktorats-  
  und PhD-Programmen sowie bei Wahlmöglichkeit 
  innerhalb des Studiums 

 - Studienerfolg/Studienverlauf: durchschnittliche 

 Semesteranzahl, Notendurchschnitt 
 - Absolventinnen und Absolventen der Bachelor-, 

Master-, Doktorats- und PhD-Programme, sowie bei 
Wahlmöglichkeit innerhalb des Studiums 

 - Reifeprüfung nach Schultyp (AHS, BHS, sonstige) 
 - Studienberechtigungsprüfung 

 - Absolventinnen und Absolventen der von der WU 
Executive Academy angebotenen Weiterbildungs-
programme 

Die jeweiligen Anteile sind in absoluten Zahlen und Prozent-
sätzen zu erfassen. 
 (6) Lehrende: 
Der Frauenanteil der an der WU Lehrenden ist für jede Orga-

nisationseinheit entsprechend den Beschäftigungskategorien 
getrennt zu erheben. Weiters ist das Ausmaß der von Frauen 
gehaltenen Stunden in jeder Kategorie festzustellen. Das Aus-
maß der im Bereich Frauen- und Geschlechterforschung ab-

gehaltenen Lehre ist ebenfalls zu erfassen. 
 (7) Sonstige Bereiche: 

 Ebenso zu erheben ist die Frauenquote 
 a) bei Maßnahmen, die auf die Gestaltung des vertragli-

chen, dienstrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder sons-
tigen besonderen Rechtsverhältnisses von (angehen-
den) Universitätsangehörigen zur Universität abzie-
len, jeweils getrennt für die Absätze 2 - 6; 

 b) bei der in der Entscheidungskompetenz der WU lie-

genden Vergabe von Forschungsmitteln aus Global-
budget und Drittmitteln und bei der Zuweisung von 
Mitteln für die Weiterbildung; 

 c) bei der Vergabe von Reisekostenzuschüssen; 
 d) bei der Teilnahme an Veranstaltungen zur Aus- und 

Weiterbildung; 
e) bei der Zuerkennung des Expert/inn/enstatus (§ 52 

des Kollektivvertrags); 
f) bei Habilitationen und Qualifzierungsvereinbarungen; 

g) bei der Leitung von Organisationseinheiten; 
h) bei der Leitung von Kollegialorganen/Kommissionen. 

 (8) Mit der Erstellung des Gleichstellungsberichtes ist 
die gemäß § 19 Abs 2 Z 7 Universitätsgesetz 2002 eingerich-

tete Stelle betraut. Die erforderlichen Daten sind von den be-
troffenen Organisationseinheiten zur Verfügung zu stellen. 
 (9) Die Ergebnisse der Erhebung der Frauenquoten sind 
dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen vom Rektorat 
unverzüglich nachweislich zu übermitteln. Die aktuellen Sta-
tistiken sind im Gleichstellungsbericht zu veröffentlichen. 
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 (10) Der Gleichstellungsbericht bzw. die darin ausge-
wiesenen Frauenquoten und frauenfördernden Maßnahmen 

dienen als Grundlage für frauenfördernde personalpolitische 
Entscheidungen sowie strategisches Personalmanagement der 
WU. Im Fall fehlender Umsetzung der vorgesehenen Frauen-

förderungsmaßnahmen ist von der zuständigen Stelle eine 
schriftliche Begründung anzuschließen. 
 

Erhebung der Entlohnung 
 

§ 14. (1) Weiters ist die Entlohnung von Frauen und Männern 
getrennt zu erheben. Separat auszuweisen sind dabei allfällige 

Zulagen, Beiträge und sonstige geldwerte Leistungen. Zu er-
mitteln sind die Gehälter für die Universität insgesamt und ge-
sondert für alle Organisationseinheiten, jeweils getrennt nach 
den jeweiligen Hierarchieebenen und den einzelnen personal-
rechtlichen Kategorien. 
 (2) Letztverantwortlich für die Erhebung gemäß Abs 1 

ist das laut Geschäftsordnung für Personalangelegenheiten 

zuständige Mitglied des Rektorats. Sie oder er sorgt für eine 
kontinuierliche und lückenlose Erhebung der erforderlichen 
Daten in allen Organisationseinheiten und auf allen Hierar-
chieebenen. 
 (3) Die Ergebnisse der Erhebung gemäß Abs 1 sind dem 
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen im Einklang mit den 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen vom Rektorat in geeig-
neter Form zu übermitteln. 

 
 

Teil B. Forschung 
 
 

Frauen- und Geschlechterforschung 
 

§ 15. (1) Die WU fördert die Integration, den Aufbau und Aus-
bau der Frauenforschung und von Gender Studies in den an 

der WU vertretenen Fächern. An der WU ist gemäß Organisa-
tionsplan ein Department oder eine andere wissenschaftliche 

Organisationseinheit für den Auf- und Ausbau der Frauen- und 
Geschlechterforschung (Gender Studies) zuständig. 
 (2) Wissenschaftliche Themen aus dem Bereich der 
Frauen- und Geschlechterforschung sind im Rahmen von Qua-
lifikationsbeurteilungen (z. B. in Habilitationsverfahren, Beru-
fungsverfahren) innerhalb des wissenschaftlichen Faches als 
gleichwertig mit Arbeiten zu anderen Forschungsthemen an-

zusehen. Interdisziplinäre und außeruniversitäre Leistungen 
im Rahmen der Frauen- und Geschlechterforschung sind zu-
dem zu berücksichtigen. 
 (3) Als Frauen- und Geschlechterforschung gilt diejenige 
Forschung, die sich im Rahmen des fachlichen Aufgabenbe-
reichs eines Department oder einer anderen wissenschaftli-
chen Organisationseinheit mit frauen- und genderspezifischen 

Themen auseinander setzt. 
 (4) Forschungsprojekte, die sich mit Fragestellungen, 

Methoden und Ergebnissen aus diesem Bereich beschäftigen, 
werden bei der Mittelvergabe in angemessener Weise geför-
dert. 
 

Förderung der Forschung von Frauen 
 

§ 16. (1) Die WU fördert die Forschungstätigkeit von Frauen. 
 (2) Bei der Vergabe von Stipendien und Studienförde-
rung sind Frauen entsprechend ihrem Anteil an den Studie-
renden, bei der Vergabe von Promotionsstipendien entspre-
chend ihrem Anteil an den Absolventinnen und Absolventen 
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zu berücksichtigen. In solchen Förderprogrammen ist der Be-
reich der Frauen- und Geschlechterforschung zu berücksichti-

gen. 
 (3) Bei der Vergabe von Mitteln für die Forschungsför-
derung ist darauf zu achten, dass Anträge von Frauen unter 

Beachtung der §§ 11b und 11c B-GlBG idgF besonders geför-
dert werden. 
 (4) Entscheiden Organe, Kommissionen oder Angehö-
rige der WU über die Vergabe von Mitteln zur Forschungsför-
derung, die von privater Seite oder über Stiftungen zur Ver-
fügung stehen, so haben diese auf eine nach den Geschlech-
tern ausgewogene Verteilung dieser Mittel zu achten. Die 

Vergabe von Forschungsförderung ist transparent darzustel-
len. 
 (5) Bei der Teilnahme an Kongressen, Tagungen, etc. 
ist auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis zu achten.  
 

 

Teil C. Lehre 

 
 

Beteiligung an Lehre, Frauenquote 
 

§ 17. (1) Der Anteil der weiblichen Lehrenden an der Gesamt-
zahl der Lehrenden in sämtlichen Studienrichtungen und Or-

ganisationseinheiten ist in allen Kategorien auf mindestens 50 
% zu erhöhen, sofern dies nach Maßgabe des jeweiligen Per-
sonalstandes und den rechtlichen Rahmenbedingungen mög-
lich ist. 
 (2) Weibliche Lehrende dürfen bei der Beteiligung an 
universitätsinterner Lehre nicht benachteiligt werden. Viel-
mehr ist darauf zu achten, dass Frauen in ausgewogener 

Weise an der Lehre aller Kategorien beteiligt werden. 
 (3) Das Rektorat hat die Frauenquote bei Lehraufträgen 
an den einzelnen Organisationseinheiten für das jeweilige Se-
mester zu erheben und in geeigneter Form kundzumachen, u. 

a. im Gleichstellungsbericht und die Organisationseinheiten 
auf die Nichterreichung der Frauenquote hinzuweisen. 

 (4) Werden Frauen bei der Beteiligung an der Lehre im 
Vergleich zu Männern ungleich behandelt, ist dies auf Wunsch 
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen schriftlich zu 
begründen. 
 

Gastprofessor/inn/en 
 

§ 18. Bei Gastprofessor/inn/en ist ein Frauenanteil von 50 % 
pro Organisationseinheit anzustreben.  

 
Frauen- und Geschlechterforschung bzw. geschlechts-

spezifische Lehrinhalte in den Curricula 
 

§ 19. Bei der Gestaltung der Curricula sind die Gleichbehand-

lung der Geschlechter sowie die Gleichwertigkeit der Frauen- 
und Geschlechterforschung mit anderen Forschungsbereichen 

zu berücksichtigen. Auf die Integration von Frauen- und Ge-
schlechterforschung bzw. von gendersensiblen Themenstel-
lungen in Form von Lehrveranstaltungen in den Pflicht- und 
Wahlfächern ist zu achten. Ein Angebot an geschlechterbe-

wusster Lehre ist in den Bachelor-, Master- und Doktoratsstu-
dien sicherzustellen. 
 

Begutachtung der Curricula 
 

§ 20. Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen hat das 
Recht, zu Studienplanänderungen Stellung zu nehmen. Jeder 
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Entwurf zur Änderung oder Erlassung eines Studienplans ist 
dem AKG zur Kenntnis zu bringen. 

 
 

Teil D. Studierende 

 
 

Erhöhung des Frauenanteils in Studienrichtungen, in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind 

 
§ 21. (1) Die WU setzt geeignete personelle, organisatori-
sche und finanzielle Maßnahmen zur Förderung des Zugangs 

von Frauen. 
 (2) In allen Studienrichtungen, insbesondere Masterstu-
dien, in denen der Anteil der Studienanfängerinnen oder Ab-
solventinnen unter 50 % liegt, sind von der WU Strategien zu 
entwickeln und konkrete Maßnahmen zu setzen, die den Anteil 
der Frauen in diesen Studienrichtungen erhöhen. 

 

Vereinbarkeit von Studium und familiären Verpflich-
tungen 

 
§ 22. Die WU wirkt darauf hin, dass Schwangerschaft, El-
ternschaft sowie die Betreuung pflegebedürftiger Angehöri-
ger sich mit dem Studium vereinbaren lassen. Die Pflege von 

Angehörigen ist ein Beurlaubungsgrund iSd § 67 Abs 1 Uni-
versitätsgesetz 2002. 
 
 

Teil E. Personal- und Organisationsentwicklung 
 
 

I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
 

Personal- und Organisationsentwicklung 
 

§ 23. (1) Personal- und Organisationsentwicklung ist als ein 
wichtiges Instrument zur Erhöhung des Frauenanteils an der 

WU und der Frauenförderung innerhalb der Universität anzu-
sehen. Bei allen Maßnahmen, die die Personal- und Organisa-
tionsentwicklung betreffen, ist das Konzept des Gender 
Mainstreaming zu berücksichtigen. 
 (2) Die WU setzt geeignete personelle, organisatorische 
und finanzielle Maßnahmen hinsichtlich folgender Bereiche: 
 1.Förderung wissenschaftlicher Leistungen von Frauen, 

 2.Förderung des weiblichen wissenschaftlichen und des 
studierenden Nachwuchses, 

 3.Beseitigung der bestehenden Unterrepräsentation von 
Frauen in einem Ausbildungs- oder Beschäftigungs-
verhältnis zur Universität in allen Organisationseinhei-
ten, auf allen Hierarchieebenen in allen Funktionen 
und Tätigkeiten, 

 4.Weiterbildung und Förderung der beruflichen Qualifi-
zierung der Frauen. 
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II. Abschnitt: Personalaufnahme 
 

Allgemeines 
 
§ 24. (1) Entsprechend dem Frauenfördergebot von § 41 Uni-

versitätsgesetz 2002 und § 11 B-GlBG ist der Anteil von 
Frauen in allen Organisationseinheiten, auf allen Hierarchie-
ebenen sowie in allen Funktionen und Tätigkeiten an der WU 
auf 50 % anzuheben bzw. ist ein Anteil von 50 % zu erhalten. 
Daher sind in Organisationseinheiten, in denen dieser Anteil 
noch nicht erreicht ist, Bewerberinnen, die für die angestrebte 
Stelle in gleichem Maße geeignet sind wie der bestgeeignete 

Mitbewerber so lange vorrangig aufzunehmen, bis der Frau-
enanteil von mindestens 50 % erreicht ist, sofern nicht in der 
Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen. 
 (2) Die in der Person eines Mitbewerbers liegenden 
Gründe iSd Abs 1 dürfen gegenüber Bewerberinnen keine un-
mittelbar oder mittelbar diskriminierende Wirkung haben (ins-

besondere ist die Heranziehung des Familienstandes oder von 

Unterhaltsverpflichtungen unzulässig). 
 

Ausschreibung 
 

§ 25. (1) Ausschreibungstexte müssen als objektive Entschei-
dungsgrundlage für das Aufnahmeverfahren dienen können. 

Daher sind alle für die zu besetzende Stelle maßgeblichen 
Qualifikationen (Anforderungsprofil) in den Ausschreibungs-
text aufzunehmen. 
 (2) Ausschreibungstexte sind in weiblicher und männli-
cher Form abzufassen und haben keine zusätzlichen Anmer-
kungen zu enthalten, die auf ein bestimmtes Geschlecht 
schließen lassen. 

 (3) Ausschreibungstexte für die Besetzung von Stellen 
sowie für Leitungsfunktionen haben den Zusatz zu enthalten: 
„Die WU strebt eine Erhöhung des Frauenanteils beim wissen-
schaftlichen und beim allgemeinen Universitätspersonal ins-

besondere in Leitungsfunktionen an und fordert daher qualifi-
zierte Frauen ausdrücklich zur Bewerbung auf. Frauen werden 

bei gleicher Qualifikation vorrangig aufgenommen.“ 
 (4) Bei Ausschreibungen von Führungspositionen sowie 
bei Ausschreibungen von Professuren ist Kompetenz im Be-
reich des Gender Mainstreaming als einer der Punkte des An-
forderungsprofils zu nennen. 
 (5) Ausschreibungen von Stellen und Funktionen sind 
den Beschäftigten der betreffenden Organisationseinheit auch 

während einer gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Form 
der Abwesenheit vom Dienst bzw. Dienstort zeitgerecht be-
kannt zu machen. 
 (6) Die Ausschreibungstexte samt Stellen- bzw. Funkti-
onsbeschreibung der betreffenden Organisationseinheit sind 
dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unverzüglich 
und nachweislich vor der Veröffentlichung der Ausschreibung 

zur Kenntnis zu bringen. Der Arbeitskreis hat das Recht, in-
nerhalb von zwei Wochen ab Zustellung zur Ausschreibung 

Stellung zu nehmen. 
 (7) Auch Leitungsfunktionen in Organisationseinheiten 
ohne Forschungs- und Lehraufgaben sind im Mitteilungsblatt 
auszuschreiben. Die Ausschreibungsfrist hat mindestens drei 

Wochen zu betragen. 
 (8) Rechtswidrig sind insbesondere Ausschreibungs-
texte, die den Abs 1 - 3 widersprechen sowie Ausschreibungs-
texte, die so allgemein gehalten sind, dass sie keine objektive 
Entscheidungsgrundlage für die nachfolgenden Personalaus-
wahlverfahren darstellen. Gleiches gilt für eine überspezifi-
zierte Ausschreibung, wenn der begründete Verdacht besteht, 
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dass der potentielle Kreis der Bewerbungen zugunsten einer 
bestimmten Person oder zugunsten eines Geschlechtes un-

sachlich eingeschränkt werden soll. 
 (9) Ausschreibungstexte unterliegen dem Einspruchs-
recht des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen. Hat der 

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen Grund zur An-
nahme, dass ein Ausschreibungstext eine Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechts bewirkt oder Abs 1 - 3 widerspricht, so 
ist er berechtigt, innerhalb von drei Wochen die Schiedskom-
mission anzurufen. Die Durchführung der Ausschreibung ist 
bis zur Entscheidung der Schiedskommission unzulässig. 
 (10) Im Falle des Entfalls einer Ausschreibung gemäß § 

107 Abs 2 Universitätsgesetz 2002 ist der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen im Vorhinein darüber unverzüglich 
in Kenntnis zu setzen; eine nachvollziehbare Begründung ist 
zu übermitteln. 
 

Motivieren zur Bewerbung 

 

§ 26. Potenzielle qualifizierte Bewerberinnen sind durch ge-
zielte Kontaktaufnahme und Information von der jeweils aus-
schreibenden Stelle zur Bewerbung zu motivieren. Über die 
ergriffenen Maßnahmen ist in der Begründung der Auswahl-
entscheidung zu berichten. 
 

Nachweisliche Suche nach geeigneten Frauen 
 

§ 27. Die aufnehmende Universitätseinrichtung oder das zur 
Erstattung eines Besetzungsvorschlages zuständige Organ hat 
nachweislich und aktiv nach geeigneten Bewerberinnen zu su-
chen. Der entsprechende Nachweis ist in den Akt aufzuneh-
men. 

 
Wiederholung der Ausschreibung 

 
§ 28. Sind bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist keine Bewer-

bungen von qualifizierten Frauen eingelangt, die die gesetzli-
chen Aufnahmeerfordernisse erfüllen, ist die Stelle vor Beginn 

des Auswahlverfahrens nochmals auszuschreiben. Erhebt der 
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen in seiner Stellung-
nahme keinen begründeten Einwand, kann die Wiederholung 
der Ausschreibung entfallen. Langen auf Grund der neuerli-
chen Ausschreibung wiederum keine Bewerbungen von 
Frauen ein, ist das Auswahlverfahren durchzuführen. 
 

Allgemeine Bestimmungen zum Auswahlverfahren 
 

§ 29. (1) Dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist 
nach Ablauf der Bewerbungsfrist unverzüglich die Liste der 
eingelangten Bewerbungen zur Kenntnis zu bringen. 
 (2) Bewerbungen von Frauen während einer gesetzlich 
oder vertraglich vorgesehenen Form der Abwesenheit vom 

Dienst bzw. Dienstort/Ausbildungsort/Arbeitsplatz sind in das 
Auswahlverfahren einzubeziehen und gleichrangig mit ande-

ren Bewerbungen zu berücksichtigen. 
 (3) Im Ausschreibungstext nicht genannte Aufnahme-
kriterien dürfen nicht berücksichtigt werden. 
 

Bewerbungsgespräche 
 

§ 30. (1) Werden im Zuge des Auswahlverfahrens für eine zu 
besetzende Stelle oder Funktion Aufnahme- oder Auswahlge-
spräche mit Bewerberinnen und Bewerbern geführt, ist die 
Liste der eingeladenen Bewerberinnen und Bewerber dem Ar-
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen unverzüglich zur 
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Kenntnis zu bringen. Zu solchen Aufnahme- oder Auswahlge-
sprächen sind alle Bewerberinnen, die die gesetzlichen Auf-

nahmeerfordernisse erfüllen und den Anforderungen des Aus-
schreibungstextes entsprechen, einzuladen. 
 (2) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen hat 

das Recht, an den Aufnahme-, Vorstellungs- und Bewerbungs-
gesprächen, Hearings, Assessment-Centers udgl teilzuneh-
men. 
 (3) In Aufnahmegesprächen, Hearings udgl haben dis-
kriminierende Fragestellungen (z. B. über die Lebenssituation, 
Familienplanung, Religionsangehörigkeit usw.) zu unterblei-
ben. Bei der Beurteilung der Eignung von Bewerberinnen dür-

fen keine Auswahl- und Bewertungskriterien herangezogen 
werden, die sich an einem diskriminierenden, rollenstereoty-
pen Verständnis der Geschlechter orientieren. Unterbrechun-
gen in der Erwerbstätigkeit, Reduzierung der Arbeitszeit oder 
Verzögerungen beim Abschluss einzelner Ausbildungsgänge 
auf Grund der Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen 

Angehörigen sowie die Absicht, von der Möglichkeit der Ka-

renzierung, Reduktion der Arbeitszeit Gebrauch zu machen, 
dürfen die Bewerber/innen nicht benachteiligen. 
 (4) In Berufungsverfahren für Universitätsprofessorin-
nen oder Universitätsprofessoren gilt darüber hinaus § 32. 
 

Entscheidung über die Aufnahme 

 
§ 31. Hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen Grund 
zur Annahme, dass die Entscheidung eines Universitätsorgans 
eine Diskriminierung von Personen auf Grund ihres Ge-
schlechts darstellt, ist er berechtigt, innerhalb von drei Wo-
chen die Schiedskommission anzurufen (§ 42 Abs 8 UG 2002). 
Die Frist zum Einspruch beginnt ab dem ersten Werktag nach 

dem Einlangen dieser Entscheidung. 
 

Zusätzliche Bestimmungen für Berufungsverfahren 
 

§ 32. (1) Das Rektorat hat vor der ersten Sitzung einer Beru-
fungskommission der einladenden Person die Frauenquote in 

der betreffenden Organisationseinheit und gegebenenfalls die 
damit verbundenen rechtlichen Vorgaben, insbesondere das 
Frauenförderungsgebot, mitzuteilen. Die Berufungskommis-
sion soll bei der aktiven Suche nach geeigneten Bewer-
ber/inne/n unterstützt werden. 
 (2) Werden im Rahmen eines Berufungsverfahrens Be-
werberinnen und Bewerber zu einem Vortrag oder zu einer 

persönlichen Präsentation eingeladen, sind jedenfalls alle Be-
werberinnen einzuladen, die die gesetzlichen Aufnahmeerfor-
dernisse erfüllen und den Anforderungen des Ausschreibungs-
textes entsprechen. 
 (3) Werden im Berufungsverfahren gemäß § 98 Abs 2 
zweiter Satz Universitätsgesetz 2002 auch Kandidatinnen o-
der Kandidaten einbezogen, die sich nicht beworben haben, 

ist der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen davon unver-
züglich in Kenntnis zu setzen. 

 (4) Bewerberinnen, die mindestens gleich geeignet sind 
wie die bestgeeigneten Mitbewerber, sind vorrangig in den Be-
rufungsvorschlag aufzunehmen. 
 (5) Mit Kandidatinnen im Besetzungsvorschlag, die min-

destens gleich geeignet sind wie die bestgeeigneten Mitbewer-
ber, sind vorrangig Berufungsverhandlungen zu führen. 
 (6) Wurde keine Bewerberin in den Berufungsvorschlag 
aufgenommen, so hat die Berufungskommission die Gründe 
für die Nichtberücksichtigung schriftlich im Einzelnen darzule-
gen. 
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 (7) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist zu 
allen Sitzungen der Berufungskommission rechtzeitig einzula-

den und ist berechtigt, mit zwei Vertreterinnen oder Vertre-
tern an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen 
und Anträge zu stellen. Diese haben weiters das Recht, Son-

dervoten zu Protokoll zu geben sowie bestimmte Diskussions-
beiträge von Mitgliedern der Berufungskommission in das Pro-
tokoll aufnehmen zu lassen. Der Arbeitskreis für Gleichbe-
handlungsfragen hat das Recht, Einblick in alle Unterlagen zu 
nehmen, insbesondere die Bewerbungsunterlagen und die 
Gutachten, und diese auch zu vervielfältigen. Die Mitglieder 
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sind fristge-

recht zu jeder Sitzung der Berufungskommission zu laden. Un-
terbleibt die Ladung, hat die Berufungskommission in einer 
neuerlichen Sitzung unter ordnungsgemäßer Beiziehung des 
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die Beratung und 
Beschlussfassung in der diesem Beschluss zu Grunde liegen-
den Sache neuerlich durchzuführen. 

 (8) Bei Einschaltung von Dritten zur Bewertung der Be-

werberinnen und Bewerber (z. B.: externe Unternehmensbe-
ratung, Personalberatung, etc.) ist gemäß EU-rechtlichen Vor-
gaben Gender Mainstreaming als verpflichtendes Qualitäts-
merkmal vorauszusetzen. Die WU bietet dazu einen Leitfaden 
an. Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist in diesen 
Auswahlprozess einzubeziehen. 

 
 
 

III. Abschnitt: Karriereplanung, Aus- und Weiterbil-
dung 

 
Mentoring 

 
§ 33. (1) Mentoring, d. h. die systematische fachliche, orga-
nisatorische und soziale Einführung, Begleitung und Unter-
stützung der Beschäftigten ist ein wichtiger Aspekt der Karri-

ereförderung oder Laufbahnförderung. In der Einführungs-
phase neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die unmit-

telbaren Vorgesetzten verpflichtet, als Mentorin oder Mentor 
zu wirken. Von diesen Vorgesetzten können auch andere im 
jeweiligen Aufgabengebiet erfahrene Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Universität als Mentorin oder Mentor einge-
setzt werden. Verantwortlich für eine bedarfsgerechte Einfüh-
rung der neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bleiben je-
doch die unmittelbaren Vorgesetzten. 

 (2) Tätigkeiten als Mentorin oder als Mentor sind als Bei-
trag zur Erfüllung der sich aus dem Beschäftigungsverhältnis 
ergebenden Pflichten zu sehen und der Arbeits- bzw. Dienst-
zeit anzurechnen. Die Vorgesetzten haben auf daraus erwach-
sende zusätzliche Belastungen bei der Verteilung der Dienst-
pflichten besondere Rücksicht zu nehmen. 
 

Aus- und Weiterbildung 
 

§ 34. (1) Die jeweiligen Vorgesetzten haben im Rahmen ihrer 
Förderungspflicht Mitarbeiterinnen zum Besuch von Aus- und 
Weiterbildungsveranstaltungen zu ermutigen und sie auch 
über die individuellen, für sie in Frage kommenden Aus- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten umfassend und zeitgerecht zu 
beraten. 
 (2) Die Vorgesetzten haben dafür zu sorgen, dass alle 
Mitarbeiterinnen, einschließlich der teilzeitbeschäftigten, auch 
während einer gesetzlich vorgesehenen Abwesenheit von der 
Arbeit bzw. vom Arbeitsort über Veranstaltungen der berufs-
begleitenden Fortbildung und über Schulungsveranstaltungen 
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für Führungskräfte informiert werden. Es ist darauf hinzuwei-
sen, dass Anmeldungen von Frauen besonders unterstützt 

werden. 
 (3) Bei der Planung von internen Fortbildungsseminaren 
ist nach Maßgabe der budgetären Mittel auf eine familien-

freundliche Organisation Bedacht zu nehmen (z. B. Möglich-
keit der Kinderbetreuung). 
 (4) Zu Fortbildungskursen, insbesondere zu jenen, die 
zur Übernahme in höherwertige Verwendungen und Funktio-
nen qualifizieren, sind bis zur Erreichung einer 50%igen Frau-
enquote vorrangig Frauen zuzulassen. Eine bereits erreichte 
50%ige Frauenquote ist jedenfalls zu wahren. Dies gilt ebenso 

für Aus- und Weiterbildungskurse mit beschränkter Teilnah-
memöglichkeit. 
 (5) Frauen sind ausdrücklich als Zielgruppe von Fort- 
und Weiterbildungsveranstaltungen anzusprechen. Bei den 
Trainer/inne/n und Referent/inn/en ist auf Genderkompetenz 
zu achten.  

 

Förderung für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
 

§ 35. Die Vorgesetzten haben den wissenschaftlichen Mitar-
beiterinnen einschlägige Aus- und Weiterbildungsmöglichkei-
ten zur Kenntnis zu bringen und sie zur Teilnahme zu motivie-
ren. Darüber hinaus sind Wissenschafterinnen über einschlä-

gige Fachtagungen, facheinschlägige wissenschaftliche Verei-
nigungen, Publikationsmöglichkeiten und die Möglichkeit zur 
Mitarbeit in Forschungsprojekten zu informieren. Neben inter-
nen Weiterbildungsveranstaltungen sollen auch externe Fort-
bildungsmöglichkeiten ausgeweitet und unterstützt werden. 
Veranstaltungen zu Fragen der Frauenförderung sollen nach 
Maßgabe der Möglichkeiten durch budgetäre und räumliche 

Vorsorge der einzelnen Dienststellen unterstützt werden. 
Ebenso haben die Vorgesetzten dafür Sorge zu tragen, dass 
Mitarbeiterinnen bei der Inanspruchnahme finanzieller Mittel 
für Dienstreisen, Reisekostenzuschüsse etc. sowie von Son-

derurlaub nicht benachteiligt werden. 
 

§ 36. Die Universitätsleitung macht Forschungs- und Lehrleis-
tungen von Wissenschafterinnen der WU sowohl an der WU 
wie auch international sichtbar. 
 
 

IV. Abschnitt: Weitere Bestimmungen 
 

Beruflicher Aufstieg 
 

§ 37. (1) Entscheidungen über die Betrauung von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern mit Leitungsfunktionen und Entschei-
dungen über wesentliche Verwendungsänderungen sind vom 
entscheidungszuständigen Organ nach Anhörung des Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen zu treffen. 

 (2) Bewerberinnen, die für die angestrebte höherwer-
tige Verwendung (Funktion) in gleichem Maße geeignet sind 

wie der bestgeeignete Mitbewerber, sind so lange vorrangig 
zu bestellen, bis der Anteil der Frauen in der Gruppe von Uni-
versitätsangehörigen in der jeweiligen Organisationseinheit, 
auf der jeweiligen Hierarchieebene, in der jeweiligen Funktion 

oder Tätigkeit mindestens 50 % beträgt. 
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Vertretung von Beamtinnen während des Mutterschut-
zes 

 
§ 38. Das Rektorat strebt an, die Vertretung von Beamtinnen 
während des Beschäftigungsverbotes vor und nach der Ent-

bindung (§ 3 und 5 MSchG) finanziell zu bedecken. 
 
Gutachten und Zusammensetzung von Berufungs- und 

Habilitationskommissionen 
 

§ 39. (1) Bei der Zusammensetzung von Berufungskommissi-
onen gemäß § 98 Abs 4 Universitätsgesetz 2002 und Habilita-

tionskommissionen gemäß § 103 Abs. 7 Universitätsgesetz 
2002 ist § 42 Abs. 8a Universitätsgesetz 2002 anzuwenden.  
 (2) Bei Habilitationen und Berufungen ist bei der Bestel-
lung der Gutachterinnen und Gutachter unter Beachtung der 
§§ 11b und c B-GlBG auf ein ausgewogenes Verhältnis von 
Frauen und Männern Bedacht zu nehmen. 

 (3) Gutachter/innen sind bei ihrer Bestellung darauf hin-

zuweisen, dass bei der Beurteilung keine Bewertungskriterien 
herangezogen werden, die sich an einem diskriminierenden, 
rollenstereotypen Verständnis der Geschlechter orientieren. 
Unterbrechungen in der Erwerbstätigkeit, Reduzierung der Ar-
beitszeit oder Verzögerungen beim Abschluss einzelner Aus-
bildungsgänge auf Grund der Betreuung von Kindern oder 

pflegebedürftigen Angehörigen sowie die Absicht, von der 
Möglichkeit der Karenzierung, Reduktion der Arbeitszeit Ge-
brauch zu machen, dürfen die Bewerber/innen nicht benach-
teiligen. 
 
Zusammensetzung von sonstigen Kommissionen und 

Gremien 

 
§ 40. (1) Bei der Zusammensetzung von sonstigen Kollegial-
organen ist § 42 Abs. 8a Universitätsgesetz 2002 anzuwen-
den. 

 (2) Die Findungskommission und der Senat haben dem 
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ihren jeweiligen 

Vorschlag für die Bestellung der Rektorin oder des Rektors 
vorzulegen. Liegt der Verdacht der Diskriminierung auf Grund 
des Geschlechts einer Bewerberin oder eines Bewerbers vor, 
so hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen binnen 
einer Woche Beschwerde an die Schiedskommission zu erhe-
ben (§ 42 Abs 8b Universitätsgesetz 2002). 
 (3) Die Wahlkommission für die Wahl des Senats hat 

dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen sämtliche zu-
gelassenen Wahlvorschläge vorzulegen. Entscheidet der Ar-
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen, dass der Frauenanteil 
von mindestens 50 vH auf dem Wahlvorschlag nicht ausrei-
chend gewahrt ist, hat er die Einrede der Mangelhaftigkeit des 
Wahlvorschlages an die Schiedskommission zu erheben. Ent-
scheidet die Schiedskommission, dass die Einrede zu Recht 

erhoben wurde, hat die Wahlkommission den Wahlvorschlag 
an die wahlwerbende Gruppe zur Verbesserung zurückzuwei-

sen. 
 (4) Bei der Zusammensetzung von anderen Kommissi-
onen, Beiräten, Arbeitsgruppen oder vergleichbaren entschei-
dungsbefugten oder beratenden Gremien, deren Mitglieder 

nicht durch Wahl bestellt werden, ist bei der Bestellung der 
Mitglieder auf eine geschlechtsspezifische Ausgewogenheit 
hinzuwirken.  
 (5) Zur Verwirklichung des Grundsatzes des Gender 
Mainstreaming hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfra-
gen das Recht, bei den Sitzungen der Beiräte, Kollegialorgane 
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und Kommissionen, soweit diese sich mit Personalangelegen-
heiten befassen, mit beratender Stimme und dem Recht auf 

Protokollerklärungen teilzunehmen. Er ist zu all diesen Sitzun-
gen zeitgleich und nachweislich mit den Mitgliedern einzula-
den. 

 
 

Teil F. Arbeitsumfeld und Schutz der Würde am Ar-
beitsplatz 

 
 

Arbeitszeit 

 
§ 41. Bei der Entwicklung von neuen Modellen zur Gestaltung 
und Erfassung der Arbeitszeit und An- und Abwesenheitsver-
waltung ist der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ein-
zubeziehen. 

 

Sonderurlaube und Karenz 

 
§ 42. (1) Bei der Inanspruchnahme von Sonderurlaub und 
Karenz aus familiären Gründen und für die Pflegefreistellung 
haben für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter folgende 
Grundsätze zu gelten: 

 1.Die Inanspruchnahme von Teilzeitbeschäftigungs- 

und Karenzierungsmöglichkeiten auch zur Erfüllung 
familiärer Verpflichtungen darf nicht zur unmittelba-
ren oder mittelbaren Diskriminierung von Beschäftig-
ten im Zusammenhang mit ihrem Dienst- oder Ausbil-
dungsverhältnis führen. 

 2.Im Falle des Wiedereinstiegs soll diesen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern ausreichend Zeit für eine Ein-

schulung und Einarbeitung in ihren Aufgabenbereich 
gegeben werden. 

 (2) Die WU informiert die Beschäftigten über die Mög-
lichkeit der Arbeitszeitreduzierung und Beurlaubung zur 

Wahrnehmung von Familienarbeit und über die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen. Sie ermutigt männliche Beschäf-

tigte, von diesen Möglichkeiten Gebrauch zu machen.  
 

Kinderbetreuung und Betreuung pflegebedürftiger An-
gehöriger 

 
§ 43. (1) Die WU sieht die Schaffung von Rahmenbedingun-
gen für die Vereinbarkeit von familiären Aufgaben und Beruf 

bzw. Studium als ihre Verpflichtung an. 
 (2) Das Rektorat hat regelmäßig Bedarfserhebungen 
zum Thema Vereinbarkeit durchzuführen, deren Ergebnisse in 
geeigneter Form zu veröffentlichen und alle geeigneten Maß-
nahmen zur Deckung des Bedarfs an Betreuungsplätzen für 
die Kinder der Universitätsangehörigen zu treffen. 
Dabei ist der Bedarf von Personen während einer gesetzlich 

oder vertraglich vorgesehenen Abwesenheit vom Arbeitsplatz 
zu berücksichtigen. 

 (3) Auf Vorschlag des Arbeitskreises für Gleichbehand-
lungsfragen hat das Rektorat eine Kinderbetreuungsbeauf-
tragte oder einen Kinderbetreuungsbeauftragten zu bestellen, 
deren oder dessen Aufgabe die Beratung des Rektorats und 

der Universitätsangehörigen bei Fragen zu Kinderbetreuungs-
pflichten ist, insbesondere die Beratung bei der Bedarfserhe-
bung gemäß Abs 2 sowie bei der Schaffung von Kinderbetreu-
ungsangeboten. 
 (4) Das Rektorat hat auf Basis des erhobenen Bedarfs 
im Rahmen der budgetären Möglichkeiten geeignete Maßnah-
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men für eine ausreichende Zahl an Kinderbetreuungsmöglich-
keiten für alle Universitätsangehörigen mit Betreuungspflich-

ten zu setzen. 
 (5) Unterstützungsangebote für die Pflege von Angehö-
rigen sind zu entwickeln. 

 
Menschengerechte Arbeitsbedingungen 

 
§ 44. (1) Alle Angehörigen der WU haben das Recht auf Wah-
rung ihrer persönlichen Würde, insbesondere auf Schutz vor 
sexueller Belästigung, Belästigung, Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion, 

der Weltanschauung, des Alters, der sexuellen Orientierung 
sowie vor Mobbing. 
 (2) Die WU setzt daher geeignete Präventivmaßnahmen 
und stellt sicher, dass Personen, die von sexueller Belästi-
gung, Belästigung, Diskriminierung oder Mobbing betroffen 
wurden, ein kostenloses rechtliches Beratungsangebot über 

Vermittlung des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen 

erhalten bzw. auf die Einrichtung der Mobbing-Beratung an 
der WU hingewiesen werden. 
 
Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung, Belästigung 

und Mobbing 
 

§ 45. (1) Sexuelle Belästigung iSd § 8 B-GlBG, Belästigung 
iSd § 8a B-GlBG und Mobbing stellen eine Verletzung von Per-
sönlichkeitsrechten dar. Die WU duldet weder sexuelle Beläs-
tigung, sexistisches Verhalten, noch Belästigung noch Mob-
bing. 
 (2) Alle Angehörigen der WU, insbesondere solche mit 
Leitungsaufgaben in Forschung, Lehre und Verwaltung, sind 

in ihrem Arbeitsbereich dafür verantwortlich, dass sexuell be-
lästigendes Verhalten, Belästigung und Mobbing unterbleibt. 
 (3) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen berät 
und unterstützt Personen oder Gremien im sachgerechten und 

angemessenen Umgang mit Vorfällen sexistischen Verhaltens 
und/oder sexueller Belästigung, Belästigung bzw. Mobbing. 

Betroffene Personen haben Anspruch auf kostenlose Beratung 
durch den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen. 
 (4) Beratungs- und Betreuungsangebote werden von 
der WU bereitgestellt. 
 (5) Alle mit derartigen Angelegenheiten befassten Per-
sonen unterliegen der Verschwiegenheitspflicht. 
 

 
Teil G. Infrastruktur und Aufgaben von Einrichtungen 

zur Gleichbehandlung und Frauenförderung 
 
 

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 
 

§ 46. (1) Die Aufgaben und Rechte des Arbeitskreises für 
Gleichbehandlungsfragen ergeben sich aus dem Bundes-

Gleichbehandlungsgesetz, dem Universitätsgesetz 2002, ins-
besondere aus den §§ 42 ff leg cit und dem Frauenförderungs-
plan der WU. 
 (2) Hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 

Grund zur Annahme, dass die Entscheidung eines Universi-
tätsorgans eine Diskriminierung von Personen auf Grund ihres 
Geschlechts darstellt, ist er berechtigt, innerhalb von drei Wo-
chen die Schiedskommission anzurufen (§ 42 Abs 8 UG 2002). 
 

Mitglieder des Arbeitskreises 
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§ 47. (1) Die Erfüllung der Aufgaben als Mitglied oder Ersatz-
mitglied im Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist als 

Beitrag zur Erfüllung der sich aus dem Ausbildungs- oder Be-
schäftigungsverhältnis ergebenden Pflichten bzw. Dienst-
pflichten im Bereich der Verwaltung anzusehen und der Ar-

beits- bzw. Dienstzeit anzurechnen. 
 (2) Bei der Übertragung und Festlegung von Aufgaben 
des Arbeitsplatzes und bei der Festlegung von Dienstpflichten 
ist die zusätzliche Belastung aus der Tätigkeit als Mitglied oder 
Ersatzmitglied des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfra-
gen zu berücksichtigen. 
 (3) Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Arbeits-

kreises für Gleichbehandlungsfragen darf aus ihrer Funktion 
weder während der Ausübung ihrer Funktion noch nach dem 
Ausscheiden aus dieser Funktion ein beruflicher Nachteil er-
wachsen. 
 (4) Die Tätigkeit als Vorsitzende oder als Vorsitzender 
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen gilt als beson-

ders berücksichtigungswürdiger Grund für eine Verlängerung 

des Dienst-/Beschäftigungsverhältnisses. 
 (5) Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen ist die Teilnahme an re-
gelmäßigen Schulungen und Informationsveranstaltungen zu 
ermöglichen. 
 (6) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Arbeitskrei-

ses für Gleichbehandlungsfragen sind berechtigt, ihre Aufga-
ben in Gleichbehandlungsfragen an ihrem Arbeitsplatz zu er-
füllen und hierfür die dem Arbeitsplatz zur Verfügung stehen-
den Einrichtungen zu benützen. 
 

Büro des Arbeitskreises 
 

§ 48. (1) Das Rektorat hat für die administrative Unterstüt-
zung des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sowie 
für die Bereitstellung der dafür erforderlichen Ressourcen 
(Personal-, Raum- und Sachaufwand) zu sorgen. Dies ist auch 

bei der Bedarfsanmeldung an die zuständigen Universitätsor-
gane zu berücksichtigen. 

 (2) Dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist 
jedenfalls eine adäquate räumliche, technische und personelle 
Ausstattung zur Erfüllung der Aufgaben des Büros des Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen zur Verfügung zu stellen. 
 (3) Im Rahmen der jährlichen Budgetplanung der WU 
stellt der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen einen An-
trag hinsichtlich des Bedarfs an budgetären Mitteln. 

 (4) Die Leiterin oder der Leiter des Büros des Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen muss eine entspre-
chende Ausbildung, Rechtskenntnisse und Praxis im Personal-
wesen aufweisen. Die Personalverantwortung für die Mitarbei-
ter/innen des Büros des Arbeitskreises obliegt der/dem Vor-
sitzenden des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen. 
 (5) Das Büro des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-

fragen dient ausschließlich der Unterstützung des Arbeitskrei-
ses für Gleichbehandlungsfragen der WU. Zu den Aufgaben 

des Büros des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen ge-
hören insbesondere die administrative Betreuung der gesam-
ten Arbeitskreisarbeit, die inhaltliche und organisatorische Un-
terstützung und Entlastung der Mitglieder des Arbeitskreises 

für Gleichbehandlungsfragen, die Sammlung und Aufberei-
tung von einschlägigen Materialien für die Arbeit des Arbeits-
kreises, die Rechtsberatung, die Überwachung der Einhaltung 
der Rechtsvorschriften in Gleichbehandlungsfragen, der Auf-
bau und die Verwaltung einer Bibliothek zu rechtsspezifischen 
Themen und zu Themen der Frauenförderung und Gleichbe-
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handlung, die Verwaltung des Budgets sowie Öffentlichkeits-
arbeit zu Gleichbehandlungsfragen und Frauenförderung in-

nerhalb und außerhalb der Universität. 
 
Zur Koordination der Aufgaben der Gleichstellung und 

Frauenförderung eingerichtete Stelle  
 
§ 49. (1) An der WU wird gemäß § 19 Abs. 2 Z. 7 UG eine 
Stelle zur Koordination der Aufgaben der Gleichstellung und 
Frauenförderung eingerichtet.  

(2) Die näheren Regelungen für diese Stelle finden sich 
in der Satzung der WU (VIII. Hauptstück Gleichbehandlung, 

3. Abschnitt Einrichtungen für Genderforschung- und lehre 
sowie zur Koordination von Gleichstellung und Frauenförde-
rung). 

 
Vernetzung 

 

§ 50. Die oder der Vorsitzende des Arbeitskreises für Gleich-

behandlungsfragen bzw. ihre oder seine Stellvertreterin oder 
ihr oder sein Stellvertreter und die Leiterin oder der Leiter des 
Büros des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sowie 
die zur Koordination der Aufgaben der Gleichstellung und 
Frauenförderung eingerichtete Stelle haben auch die Aufgabe 
der Vernetzung mit den mit Gleichstellung und Frauenförde-

rung befassten Institutionen anderer Universitäten, mit den in 
den Bundesministerien für Gleichbehandlungsfragen zustän-
digen Stellen sowie mit anderen im Bereich der Frauenförde-
rung bzw. Gleichstellung tätigen Institutionen im In- und Aus-
land. 
 

Einrichtung für Genderforschung und -lehre 

 
§ 51. (1) Die Umsetzung der in § 19 Abs 2 Z 7 Universitäts-
gesetz 2002 vorgesehenen Aufgaben der interdisziplinären 
Genderforschung und -lehre sind im Organisationsplan einem 

Department oder einer anderen wissenschaftlichen Organisa-
tionseinheit der WU zu übertragen. 

 (2) Das Rektorat hat für die Erfüllung der genannten 
Aufgaben dem Department oder der anderen wissenschaftli-
chen Organisationseinheit die erforderlichen Ressourcen 
(Raum-, Personal-, Sacherfordernisse) bereitzustellen. 
 
 

Teil H. Budgetangelegenheiten 

 
 

Budgetangelegenheiten 
 

§ 52. (1) Bei Budgeterstellung und Budgetzuweisung sind die 
Gebote der Gleichstellung und Frauenförderung des Bundes-
Gleichbehandlungsgesetzes, des Universitätsgesetzes 2002 

sowie die in diesem Frauenförderungsplan enthaltenen Förde-
rungsmaßnahmen als planungs- und verteilungsrelevante Ge-

sichtspunkte aufzunehmen. 
 (2) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen kann 
Vorschläge für Kriterien zur Vergabe von Budgetzuweisungen 
einbringen. 

(3) Das Rektorat sieht in Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen Anreizsysteme für 
Personen vor, die sich für die Frauenförderung und Gleichstel-
lung besonders einsetzen, z.B. Unterstützung im Lehr- und 
Forschungsbereich, Weiterbildungsangebote und Coaching.  
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(4) Die WU orientiert sich bei ihren budgetären Ent-
scheidungen an der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 

und Männern. 
 
 

Teil I. Umsetzung und Berichtspflichten 
 
 

Allgemeine Bestimmungen zur Umsetzung 
 

§ 53. (1) Die Umsetzung der im Frauenförderungsplan enthal-
tenen Maßnahmen obliegt all jenen Organen der WU, die Ent-

scheidungen oder Vorschläge hinsichtlich der dafür notwendi-
gen organisatorischen, personellen und finanziellen Angele-
genheiten nach den jeweiligen Organisationsvorschriften zu 
treffen oder zu erstellen haben. 
 (2) Die zuständigen Organe der WU verpflichten sich, 
die in Gesetzen und internationalen Rechtsnormen (insbeson-

dere in Art 7 B-VG; in den §§ 1, 2 Z 9, 3 Z 9 Universitätsgesetz 

2002; in den §§ 11 – 11d B-GlBG; in einschlägigen EU-Nor-
men wie zB den Gleichbehandlungsrichtlinien; sowie in der 
UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form der Diskriminie-
rung der Frau) vorgesehenen Maßnahmen und Ziele verant-
wortungsbewusst umzusetzen. 
 (3) Jede Form von diskriminierendem Vorgehen und 

Verhalten auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Zugehö-
rigkeit, der Religion, der Weltanschauung, des Alters oder der 
sexuellen Orientierung stellt eine Verletzung der sich aus dem 
Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnis ergebenden 
Pflichten dar und ist entsprechend den (dienst- oder arbeits-
)rechtlichen Vorschriften zu sanktionieren. 
 (4) Eine Verständigung des Arbeitskreises für Gleichbe-

handlungsfragen erfolgt nachweislich, wenn sie schriftlich (E-
Mail, Brief) vorgenommen wird. 
 
Berichtspflichten zur Forschungsförderung von Frauen 

 
§ 54. (1) Über die Umsetzung der Förderungsmaßnahmen im 

Bereich der Forschung und die jährliche Evaluation der Um-
setzung des Frauenförderungsplans hat die Rektorin oder der 
Rektor einmal jährlich im Senat zu berichten. Der Bericht ist 
nachweislich an den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 
weiterzuleiten und in geeigneter Form zu veröffentlichen. 
 (2) Die Frauenquote und die Höhe der an Frauen verge-
benen Mittel (relativ und absolut) bei der in WU-Entschei-

dungskompetenz liegenden Vergabe von Forschungsmitteln 
und Stipendien sowie bei der Zuweisung von Mitteln für die 
Weiterbildung sind zu erheben und auszuweisen. Der Bericht 
hierüber ist nachweislich an den Arbeitskreis für Gleichbe-
handlungsfragen zu übermitteln. 
 
Berichtspflichten zur Personal- und Organisationsent-

wicklung 
 

§ 55. (1) Über die Umsetzung der Förderungsmaßnahmen im 
Bereich der Personal- und Organisationsentwicklung hat die 
Rektorin oder der Rektor sowie gegebenenfalls die oder der 
Vorsitzende der vom Senat gemäß § 25 Abs 7 Universitätsge-

setz 2002 zur Befassung mit derartigen Angelegenheiten ein-
gerichteten Kollegialorgane einmal jährlich im Senat zu be-
richten. Insbesondere ist über die Erreichung der Frauenquote 
gemäß § 11 Abs 2 B-GlBG bzw § 13 des Frauenförderungs-
plans zu berichten. 
 (2) Die entsprechenden Berichte sind nachweislich an 
den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen weiterzuleiten 
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und in geeigneter Form zu veröffentlichen. Wird die Frauen-
quote in einem Bereich nicht erreicht bzw. bestehen diskrimi-

nierende Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern, 
sind die dafür ausschlaggebenden Gründe zu eruieren und ge-
eignete Maßnahmen zur Erreichung der Quoten bzw. zur Be-

hebung der diskriminierenden Lohnunterschiede festzulegen 
und zu veröffentlichen. Berichte hierüber sind nachweislich an 
den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zu übermitteln. 
 
 

Teil J. Inkrafttreten 
 

 
§ 56. Der geänderte Frauenförderungsplan der WU tritt mit 
01.01.2015 in Kraft. 

  




